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der Träger des sozialistischen Reditsbüdungsprozesses. Dies 
ist zugleich ein Aspekt des politischen Systems des Sozia­
lismus und seines Funktionierens sowie der Einbeziehung 
der Werktätigen in den sozialistischen Rechtsbildungspro- 
zeß.

Welchen Bezug haben nun diese theoretischen Erkennt­
nisse zur Praxis der Rechtsetzung? Wurde auch darüber 
auf dem Symposium gesprochen?

Gewiß, aber es würde zu weit führen, das hier im einzel­
nen darzulegen. Ich möchte nur erwähnen, daß in ver­
schiedenen Diskussionsbeiträgen interessante und beden­
kenswerte Thesen entwickelt wurden, die mit der Rolle 
des Rechts beim Übergang zur intensiv erweiterten Re­
produktion Zusammenhängen. So vor allem Thesen zur 
Regelungsbedürftigkeit und Regelungsqualität der Lei­
tungsbeziehungen in der Volkswirtschaft, zum Wechsel­
verhältnis zwischen der rechtlichen Regelung und ihrem 
Objekt im Prozeß der sozialistischen ökonomischen Inte­
gration sowie zu den Konsequenzen für die Entwicklung 
des rechtlichen Regelungsobjekts, die sich aus dem wis­
senschaftlich-technischen Fortschritt ergeben.

Wenn der sozialistische Rechtsbildungsprozeß in der von 
Ihnen angedeuteten Weise ein komplexer, mehrdimensio­
naler sozialer Vorgang ist, von welcher Seite her sollte 
er dann zweckmäßigerweise theoretisch durchdrungen 
werden?

Um das sozialistische Recht mit den Erfordernissen der 
gesellschaftlichen Praxis in Übereinstimmung zu halten 
und folglich rechtzeitig weiterzuentwickeln, müssen die 
gesellschaftlichen Praxis in Übereinstimmung zu halten 
notwendige und regelungsbedürftige Beziehungen hin 
ständig analysiert werden. Die Untersuchung des recht­
lichen Regelungsobjekts, seiner Struktur und seiner Ent­
wicklung ist u. E. der Ausgangspunkt und weltanschau­
liche Eckpfeiler einer historisch-materialistisch fundierten 
Rechtsbildungstheorie und Gesetzgebungsmethodik. Die 
notwendige Fortentwicklung der Rechtsbildungstheorie ist 
nicht nur über die Verallgemeinerung vollzogener Gesetz­
gebung zu haben. Sie kann auch nicht bewerkstelligt wer­
den, wenn ausschließlich vom geltenden Recht ausgegan­
gen wird. Freilich: die Analyse des rechtlichen Regelungs­
objekts, die Ausarbeitung von Methoden seiner Feststeil­
barkeit und die Transformation von Aussagen über die 
rechtliche Regelungsbedürftigkeit gesellschaftlicher Ver­
hältnisse in Rechtsnormen sind zunächst Aufgaben der 
Grundlagenforschung. Aber wenn wir sie nicht lösen, wer­
den wir beispielsweise die von Prof. Kudrjawzew zu 
Recht erhobene Forderung3 nicht erfüllen, den Kreis jener 
gesellschaftlichen Verhältnisse abzustecken, der bis zum 
Jahre 2000 der rechtlichen Regelung bedarf, und die Kon­
turen des Regelungsinhalts vorausschauend zu umreißen.

Übrigens: Forschungen zum rechtlichen Regelungs­
objekt sind auch unerläßlich, um materialistisch begrün­
dete Aussagen über die Rolle des Rechts und seinen Stel­
lenwert im politischen System des Sozialismus sowie über 
die Beziehungen des Rechts zu anderen Systemelementen 
zu machen.

Bedeutet nun die Hinwendung des Akademie-Instituts zur 
Rechtsbildungsforschung, daß die Arbeiten auf dem Ge­
biet des Rechtsbewußtseins und der Rechtserziehung nicht 
fortgesetzt werden?

Nein, wir werden auch diese Arbeiten in bestimmtem 
Maße weiterführen. Das gilt auch für die populärwissen­
schaftliche Darstellung und Behandlung von Rechts­
problemen. Außerdem möchte ich darauf hinweisen, daß
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h*Weiteres Ansteigen illegaler 
Schwangerschaftsunterbrechungen in der BRD

^Dieser Tage legte ein Sachverständigenrat auf einer 
Pressekonferenz einen Bericht über die Erfahrungen 
mit dem §218 StGB vor. In diesem Bericht wurde das 
Eingeständnis gemacht, daß sich im eigentlichen Sinne 
an der Lage der Frauen nichts geändert hat. Das Ziel, 
mit dem reformierten §218 illegale Schwangerschafts­
unterbrechungen zu verhindern, wurde nicht erreicht. 
Im Gegenteil, die' Schwangerschaftsunterbrechungen 
stiegen an. So kamen 1977 auf 1 000 geborene Kinder 
92 Unterbrechungen, und 1978 stieg diese Zahl auf 127.

Im Sachverständigenrat wird darauf hingewiesen, 
daß nach wie vor sehr viele Frauen ins benachbarte 
Ausland fahren, weil in der Bundesrepublik trotz ge­
setzlicher Regelung nur 30 Prozent der Krankenhäuser 
Schwangersdhaftsabbrüche nach der Notlagenindikation 
vornehmen. Laut Statistik wurden 1978 73 548 legale 
Schwangerschaftsabbrüche registriert. Die Sachverstän­
digenkommission schätzte jedoch die Gesamtzahl — ein­
schließlich Dunkelziffer und im Ausland vorgenom­
mener Abbrüche — auf 135 000 bis 143 000 ein.

Tatsache fbleibt, daß die Möglichkeiten der Frauen, 
einen gesetzlich geregelten Abbruch in der Bundes­
republik vorzunehmen, fast unmöglich sind. Nach wie 
vor sind die Frauen durch das oft entwürdigende büro­
kratische Verfahren und durch das Spießrutenlaufen 
um einen Krankenhausplatz diskriminiert. Die groß­
zügig angekündigten flankierenden Maßnahmen als 
Hilfen für Mütter und Familien sind wie Seifenblasen 
geplatzt, und die soziale Lage vieler Mütter bildet kei­
nerlei Anreiz, sich für ein Kind zu entscheiden. Es fehlt 
nicht nur an qualifizierten Beratungsstellen und an 
einer umfassenden Aufklärung über Empfängnisver­
hütung und Schwangerschaftsabbruch, es gibt bis jetzt 
auch keine kostenlosen Schwangerschaftsverhütungs­
mittel. Bundesfamilienministerin Antje Huber (SPD) 
plädierte zwar auf der Pressekonferenz für die Finan­
zierung der Mittel zur Empfängnisverhütung, sieht je­
doch zur Zeit aus Kostengründen keine Möglichkeit!

Diejenigen in unserem Land, die sich immer wieder 
scheinheilig für die „Erhaltung des werdenden Lebens“ 
bzw. für den „Schutz des ungeborenen Lebens“ ein- 
setzen, sollten eine Lfm Verteilung der Steuergelder zu­
gunsten der Mütter und Kinder verlangen; und sich 
gegen die Verschleuderung von Mitteln in die Hodi- 
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(Aus: Unsere Zeit [Düsseldorf] vom 14. Februar 1980)

das Rechtsbewußtsein eine wichtige Funktion auch im 
Rechtsbildungsprozeß hat, über die weiteres Nachdenken 
lohnt. * S.
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